
Gültig von Do–So

Wochenend
Knaller

Solange Vorrat.
Bei allen Angeboten sind M-Budget und
bereits reduzierte Artikel ausgenommen.

Gesamtes Monini Olivenöl-Sortiment
z.B. Classico, 1 Liter, 12.95 statt 18.50

ab 2 Stück

30%

Alle Café Royal Kapseln inkl. CoffeeB
z.B. Lungo, 36 Stück, 9.– statt 14.95,
(100 g = 4.72), gültig vom 19.12. bis 22.12.2024

ab 2 Stück

40%

2.75
statt 5.–

M-Classic
Schweinsfilet
Schweiz, per 100 g,
in Selbstbedienung

45%

Gesamtes Maybelline Sortiment
z.B. Mascara Sensational Sky High, pro Stück,
10.– statt 19.95, gültig vom 19.12. bis 22.12.2024

ab 2 Stück

50%

Alle Crème d'Or Dosen,
500 ml und 1000 ml
tiefgekühlt, z.B. Vanille Bourbon, 1000 ml,
5.50 statt 10.95, (100 ml = 0.55)

ab 2 Stück

50%

5.50 statt 10.95, (100 ml = 0.55)

3.25
statt 5.–

M-Classic
Lammnierstück
per 100 g,
in Selbstbedienung

35%

Angebot gültig bis zum
24. Dezember

Raccard Nature-Extra Block oder
-Scheiben, IP-SUISSE
in Sonderpackung, z.B. Extra Block, per 100 g,
1.35 statt 2.25

40%
4.70

statt 7.90

Extra Clementinen
mit Blatt
Spanien, Korb, 2 kg,
(1 kg = 2.35)

40%

4.50
statt 7.70

M-Classic Rindsfilet
Black Angus am Stück
Uruguay, per 100 g,
in Selbstbedienung,
gültig vom
19.12. bis 24.12.2024

40%

17. 12. –24. 12.2024

Sparen
und feiern

Angebote
gültig bis
24.12.!
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Klimaneutral bis 2040 Ziel des Kan-
tons Baselland ist es bekanntlich,
die Treibhausgasemissionen in-
nerhalb von 25 Jahren auf netto
null zu reduzieren. Lupsingen
will die Klimaneutralität bereits
bis 2040 erreichen und hat dar-
um als erste BaselbieterGemein-
de über die Natur- und Umwelt-
schutzkommission eine kommu-
nale Klimastrategie erarbeitet.

Wie die Sissacher «Volksstim-
me» berichtet, möchte der Ge-
meinderat so das Klimaziel im
Sinne eines Generationenpro-
jekts reglementarisch festhalten
und demokratisch legitimieren.

Konkrete Ziele
Im Klimaschutzreglement seien
konkrete Ziele definiert, Zwi-
schenschritte festgelegt und eine
regelmässige Erfolgskontrolle im
Rahmen eines Emissionsmoni-
torings verankert. Die Strategie
sei für denGemeinderat verbind-
lich, bringe aber für die Bevölke-
rung jedoch keine neuen Ver-
pflichtungen mit sich. So ver-
langt das Reglement zum
Beispiel, dass öffentliche Gebäu-
de im Sinne des Klimaschutzes
saniert werden.

Das Klimaschutzreglement
wurde von der Gemeindever-
sammlungmit grosserMehrheit
angenommen. Für Kritik sorgte,
dass der Gemeinderat den Bei-
tritt zum Naturpark Baselbiet
nicht traktandiert hatte. Eine
Einwohnerin überreichte dem
Gemeindepräsidenten Marcel
Staudt eine Petition mit 70 Un-
terschriften und der Forderung,
den Parkbeitritt an einer der
nächsten Gemeindeversamm-
lungen zu traktandieren.

Simon Erlanger

Lupsingen geht
mit gutem Beispiel
voran

Basler Zolli erhält
mehr Geld
Grosser Rat Der Zoo Basel wird
künftig vom Kanton Basel-Stadt
mit zwei Millionen Franken statt
mit 1,45Millionen pro Jahr unter-
stützt. Der Grosse Rat ist gestern
seiner vorberatenden Kommissi-
on gefolgt und hat, anders als von
der Regierung beantragt, die Bei-
träge für die Jahre 2025 bis 2028
erhöht. Der Grosse Rat stimmte
der Beitragserhöhung mit 58 zu
33 Stimmen bei sechs Enthaltun-
gen zu. Der Staatsbeitrag an den
Zoo ist seit 15 Jahren nicht mehr
erhöhtworden.DerZooBasel teil-
te am gleichen Tag mit, das Jahr
2024 mit einem Gratistag zu ver-
abschieden. Am 31. Dezember er-
halten alle Personen kostenlosen
Eintritt. (SDA)

Rekord für
Universität Basel
Hohe Anzahl Studierende Noch nie
haben so viele Personen an der
Universität Basel studiert wie
im laufenden Herbstsemester.
Insgesamt schrieben sich 13’325
Studierende und Doktorierende
für ein Studium ein, wie die
Universität Basel mitteilte. Der
Höchststand sei auf das konti-
nuierliche Wachstum der letz-
ten Jahre und einen Rekord bei
den Eintritten auf Masterstufe
zurückzuführen. So nahm die
Zahl der Mastereintritte um 132
auf 583 gegenüber dem Vorjahr
zu. Der Frauenanteil unter den
Studierenden und Doktorieren-
den beträgt lautMitteilung rund
58 Prozent. (SDA/ssc)

Nachrichten

Die Debatte um das Kasernen-
Restaurant im stattlichenBau am
Rhein erfährt eineweitereVerzö-
gerung. Schonwieder,mussman
schreiben. Der Basler Grosse Rat
hat den Entscheid über die Aus-
gabenbewilligung von 3,4 Milli-
onen Franken zumVollausbau zu
einem Gastronomiebetrieb auf
Januar vertagt.

Der Grund: Das umstrittene
Geschäft drohte aufgrund des
grossen Widerstands aus unter-
schiedlichen politischen Ecken
zu scheitern – und das Projekt im
schlimmsten Fall um Jahre zu-
rückgeworfen oder ganz gebo-
digt zu werden. Die betroffenen
Räumlichkeiten im K-Haus, die
seit bald drei Jahren leer stehen,
wären weiterhin und auf unbe-
stimmte Zeit verwaist geblieben.

Kritik von allen Seiten
Die Bürgerlichen stehen dem
Kasernen-Restaurant aufgrund
der hohen Investitionskosten

schon lange ablehnend gegen-
über und sehen es nicht als Auf-
gabe des Kantons an, einen Aus-
bau in derartiger Höhe zu finan-
zieren.Ganz anders die Kritik von
linker Seite: Sie befürchtet die
Verdrängung derBoulespielerin-
nen undBoulespielervomKaser-
nen-Vorplatz durch die «zuneh-
mendeKommerzialisierung» der
dortigenAllmendflächen – unter
anderem durch die Aussenbe-
stuhlung von Gastrobetrieben.
Seit diesem Sommer wehrt sich
eineGruppevonBouleliebhabern
auch gegen die Eröffnung einer
Gelateria beim rheinseitigen
Kiesplatz.

Versicherungenvonseiten der
involvierten Stellen beimKanton
sowie der künftigen Wirtin des
Kasernen-Restaurants, dass die
Bouleflächen nicht tangiert wä-
ren, verfingen offenbar nicht.

Am Dienstag hatte die SP-
Fraktion noch einenÄnderungs-
antrag gestellt, der eine Ein-

schränkung derAllmendnutzung
fürGastrobetriebe auf insgesamt
425 Quadratmetern vorsah. In
den vergangenen Stunden vor
der Grossratsdebatte – so hört

man im Parlament – wurde gar
die Forderung laut, die Vergabe
des Kasernen-Restaurants noch-
mals neu aufzurollen. Die Basler
Grenzwert-Gruppe hatte 2022
in einer zweiten Ausschreibung
den Zuschlag für die künftige
Nutzung des geplanten Restau-
rants erhalten. In einer ersten
Ausschreibung gelang es dem
Kanton nicht, einen Pächter zu
finden.

Schaden in Grenzen halten
Die jetzige Vertagung des lang-
wierigenGeschäftsmuss deshalb
als Schadensbegrenzung ver-
standenwerden. «Eine Rückwei-
sung birgt aufgrundderverschie-
denen Kritikpunkte die Gefahr,
dass die Regierung garnichtwis-
senwürde,wo siemitAnpassun-
gen ansetzen soll», sagte Micha-
el Hug, LDP-Grossrat und Präsi-
dent dervorberatendenBau- und
Raumplanungskommission.Eine
fundierte Beurteilung der neu

formuliertenAnträge sei so kurz-
fristig nicht möglich.

Die Gefahr: Das von jehervor-
gesehene Restaurant im Kaser-
nen-Hauptbau wäre möglicher-
weise ganz vom Tisch. Die Pla-
nung seitens Kanton zurück auf
Feld 1. Dabei sei man sich doch
einig, so Hug, dass der jetzige
Zustand des Leerstands für den
gesamten Kasernen-Hauptbau
nachteilig sei.

Ob die Zweifel bei einer Rats-
mehrheit bis im Januar ausge-
räumt werden können, bleibt
fraglich.VergangeneWoche lies-
senGrossrätevon Fraktionenvon
links bis rechts gegenüber dieser
Redaktion durchblicken, dass
eine Neuausrichtung der Pläne
imKasernen-Hauptbau prüfens-
wert sei. Dies würde möglicher-
weise auch die Prüfung von
alternativen Nutzungen der
Räumlichkeiten beinhalten.

Anja Sciarra

Entscheid umBasler Kasernen-Restaurant aufgeschoben
Grosser Rat Die lang geplante Realisierung einer Beiz im Kasernen-Hauptbau ist umstritten.

Nic Engel

FürdenAufregerdesTages sorgte
Nicola Goepfert (GAB).DieDebat-
te imGrossen Rat drehte sich um
die Frage, wie viele neue Stellen
die Staatsanwaltschaft erhalten
sollte. Goepfert kritisierte: «Die
Stawa setzt ihre Prioritäten
falsch. Bei den Basel-Nazifrei-
Prozessen sind wir wieder auf
Feld 1,und eswurdenmassivRes-
sourcen gebunden.» Ebensohabe
die Stawa versucht, die Immuni-
tät SibelArslans (Basta) aufzuhe-
ben wegen ihres «Einsatzes für
Dialog» an Demonstrationen.

Eine Zwischenfrage von Bru-
no Lötscher (Mitte): Ob Goepfert
wisse, dass das Strafgericht dafür
verantwortlich sei, dassman bei
den Basel-Nazifrei-Prozessen
wieder auf Feld 1 sei, und nicht
die Stawa.

Darauf erwiderte der Basta-
Grossrat: «Das Strafgericht
spricht sich ab, die Stawa fälscht
Beweise …» – weiter brachte er
seine Ausführungen nicht, denn
Ratspräsident Claudio Miozzari
(SP)würgte ihn ab.Auf einewei-
tere Nachfrage verwies Goepfert
auf dieVideos, derenTon die Sta-
wa verfälscht haben soll.

Später sagte Miozzari zum
Parlament: «Bitte gehen Sie mit
Vorwürfen an die Verwaltung
vorsichtig um.»

Fünf oder elf neue Stellen?
Goepferts Äusserungen waren
zumindest der emotionaleHöhe-
punktderDebatte.Zuvorherrsch-
te einwenig verkehrteWelt. Sind
es sonst die Bürgerlichen,die sich
gegenmehrStellen in derVerwal-
tung wehren, waren es in dieser
Diskussion die SP und einzelne
Abgeordnete des GAB.

Der Regierungsrat hatte drei
neue Stellen bei der Stawa bean-
tragt. Die Finanzkommission
erachtete das als ungenügend.Sie
forderte insgesamt elf neue Stel-
len, zwei (also insgesamt fünf)

bei der Jugend-Stawa und sechs
bei der regulären Stawa fürVoll-
jährige.

DerPräsident derFinanzkom-
mission, Joël Thüring (SVP), be-
gründete den Antrag mit der
übermässig hohenArbeitsbelas-
tung der Staatsanwälte – mo-
mentan sind es 13’149 pendente
Fälle –, die zu Burn-outs und
Kündigungen führe. Er betonte
dabei: «DieAufstockung ist noch
moderat.» Tatsächlich hätte sich
die Stawa eigentlich 20,6 neue
Stellen gewünscht.

Die SP zeigte sich mit dem
Vorschlag der Finanzkommissi-
on trotzdemnicht einverstanden.
Zwar sah SP-Grossrat Ivo Ball-
mer das Problem genau gleich

wie dieMehrheit des Parlaments:
«Der Pendenzenberg ist gross,
die Verfahren dauern zu lange,
die Opferwarten zu lange.»We-
gen der vielen Arbeit könnten
Anklagen verjähren. «Wirwollen
eine Stawa, die funktioniert»,
sagte er. Dennoch: Die SPwollte
nur die neuen Stellen für die
Jugend-Stawa bewilligen. Es sei-
en in den letzten Jahren 51 Ar-
beitsplätze bei der Stawa ge-
schaffen worden, man habe

«finanziell und politisch» bereits
gehandelt, sagte Ballmer.

Vor allem aber sei eine präzi-
sere Analyse notwendig. «Wo
machen neue Stellen Sinn?», fra-
ge der SP-Grossrat. Ausserdem:
«Wo sind betriebliche Opti-
mierungenmöglich?Wo können
Prioritäten gesetztwerden?» Die
Stawamüsse bei derOrganisati-
on über die Bücher.

«SP eiert herum»
Die Bürgerlichenwidersprachen
Ballmer vehement. «Die SP eiert
herum», meinte SVP-Grossrat
Pascal Messerli. «Die SP spricht
plötzlichvonBetriebswirtschaft»,
sagte David Jenny (FDP), «nor-
malerweise ist das für sie des

Teufels.» Bei anderen Stellen-
aufstockungen in der Verwal-
tung, etwa wenn es um Lehr-
personalstellen gehe, sei die SP
Feuer und Flamme, hier stelle
man sich hingegen quer.

Für Messerli und Jenny war
klar: DieArbeitsbelastung sei viel
zu hoch – aus sicherheitspoli-
tischen und rechtsstaatlichen
Gründen bedenklich. Man müs-
se jetzt dringend handeln.Anouk
Feurer vom GAB fügte an: «Die
neue Strafprozessordnung bringt
Mehrarbeit, entsprechend müs-
sen neue Stellen her.»

Diese Argumente verfingen
letztlich. Der Grosse Rat folgte
mit 63 zu 32 Stimmen dem An-
trag der Finanzkommission.

«Das Strafgericht spricht sich ab,
die Stawa fälscht Beweise»
Eklat im Grossen Rat Eigentlich ging es um die Frage, wie viele neue Stellen die Staatsanwaltschaft erhalten sollte.
Ein provokantes Statement von Nicola Goepfert (Basta) sorgte für Unruhe.

Basta-Grossrat Nicola Goepfert im Grossen Rat – hier in einer Debatte vom November. Foto: Dominik Plüss

Das Parlament will
den Entscheid über
die Ausgabe von
3,4Millionen
Franken erst
im Januar treffen.


